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hat das Amts^cht Lübben - Familiengerioht • 
durch den Richtet am Amtsgericht Staudler 
vn 12.09.2013 nach persOn1ich«r Anh&mng der Beteiligten 

b c s c h l o i s t n : 

1. Das Aufiatthaltsbestinunungsrecht für das KindzyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA flBHHHBBHBHflH, geboten am 
( • • • • J l f y i r d dem Vater übertragen. 
Im Übrigen wird das Sorgereeht beiden Eltemtejlen gemeinsam belassen. 

2. Die Kosten des Verfahrens werden gcßcndnander aifgehobcn. 

3. Der Verfahrenswert wird auf JHMPIhB festgesetzt. 

Die Eltern sind waren nicht mlteinuider verhetraitet Nachdem sie in der mündliehen 
Verhandlung vom dahingehend Einvernehmen erzidt haben, üben sie die 
elterliche Sorge ausweislidi des Oerchtebeschlusses vom 12.04.2013 (Blatt 587 f. der Akte) 
gemeinsam aus. 

Der Kindesvater beantragt im Kern der Anträge aus dem Schriftsatz vom 11.02.2013 (Blan 
446zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA f. der Akte) das Aufeathaltsbestimmungsrecht fir sich. 

DiaJOndesmutter widerspricht diesem Antrag. 

Aus der nichtebelichen LäMosgemeinschaft der beteUigten Kindeseltem ist das betroffene 
minde^Shr igeKindf lHMBHHMHHIbs geboren am • • • • J k hervorgegangen. 
Die Kindesmuttä übte die elterliche Sorge fOr das betroffene Kind gemäß § li26 a Abs. 2 
BGB zunächst allein aus. 
Seit Mitte des Jahres 2010 bewohnten die beteiligten Kindeseltem mit dem gemeinsamen 
Kind und der weiteren Tochter der Kindesmutter, geboren am t B — B l zusammen 
das Grundstück des Kindesvater», gelegen in flHHRliHSHBf. 

Nach der Trennung der Kindeseltem im November 2011 holte der Kindesvater H B I B a n 
jedem zweiten Dienstagnacbminag aus der Kindereinrichtung ab, brachte sie zur Oma 
väterlicherseits, betreute sie dort gemeinsam mit der Oma bis mn Sdilafengdjen des Kindes 
und brachte das Kind am Donnerstag früh 'm die Kindereinrichtung. Sodann blieb das Kind 
bis zum Montag fKSh beim Antraüstellcr, woiiei es grundaätzH«^ donnentags und f^itags die 
Kindereiuidttung besuchte, In der anschließenden Woche war das Kind bei der Kihdes-
mutter. Dieser Umgang wurde bis einschließlich Februar 2012 von den jCindeseUem einver-
nchmlich praktiziert. 

Die Kindesmutter hat ihren jetzigen Ehemann, nach emer Eheschließung im April 2005 und 
Scheidung im Jahre 2010, am 17.05.2012 etneot geheiratet 

Im März 2012 bcgäirte die föndesmutter - wohl nach I^enntnis von der neuen Partnerschaft 
des KindesvatcTS - außergerichtlich eine Abänderung der praktizierten Um^n^;»regelung 
dahingehend, dass der Kindesvater das semeinsame Kind lediglich 14*tä'gig von 
Freitagnachmittag bis Sonntagabend zu sich nehmen dflrfb. Die praktiaerten Umginge am 
Dienstag mit der Großmutter \^teriidieTSeits sollten vollständig em&llen. 
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in der Folge konnten sich die Kindeseltem nicht mehr Über den zukünftig zu praktizierenden 
Umgang einigen. In dem, auf Antrag des Kindesvaters, eingeleiteten einstweiligen Anord-
nungsverfahren, AZ: « J l t B H P b , sdüossen die Verfahrensbeteiiigten in der mündlichen 
Vertiandlung vom 04,04.2012 einen verfthrensabschlieÖenden Vergleich folgenden Inhalts: 

1. Der Antragsteller hat das Recht, tnit der am ^ B B H I f e gä)orenen gemeinsamen Tochter 
• • • • • M M P H H i wie folgt Umgang wahrzunehmen: 

a) Jeweils 14-tä8i8 vcn mittwochs, abholen von der KITA, bis sonntags, I S.OO Ufayr. Der 
Umgang beginnt mit Mittwoch, d ^ l l .04.2012, Der Kindesvater wird das Kind am 
Ende der Umgangszeit zur Wohnung der Mutter zurüdcbringcn. Sollten beide Eltern 
feststellen, dass die Übergabe des Kindes im Beisein der Eltern da» Kind belastet, wird 
die Übergabe nach vorheriger Vereinbarung der Eltern am Montag durch Zurückbringen 
des Kindes durch den Vater m die KITA erfolgen. 

f * 
b) Der Kindesvater hat das Recht, im Jahre 2012 mit der gemeinsamen Tochter in der 

letzten Augustwodie Ferien zu vcrtwingen sowie eine weitere zusammenhängende 
Woäie im Jahr 2012 nach vorheriger Absprache zwischcm den Ehem. 
Beide Kindeseltem sind sich darüber einig, daas der Kindesvater ab dem Jahr 2013 drei 
Wochen Urlaub im Jahr nach vorheriger Absprache der Eltern mit dem Kind veitringen 
kann, 

c) Im Jahr 2012 wird der Kittdesvatcr anlSsslich der Osterfeiertage mit dem gemeinsamen 
Kind von Ostermontag, 9.00 Uhr, bis zum darauffolgenden Dienstag Umgang währ-
nehmen. Der Kindesvater wird das Kind von der Wohnung der Mutter abholen und es 
am Ende der Umgangszeit zur KITA bringen. 
Im Jahre 2012 wird das Umgangswochenendc des Klndesvaters auf das Pfingstwochen-
ende fallen. Der Kindesvater wird das gemeinsame Kind am Pfingstmontag, 9,00 Uhr 
zur Kindesmutter zuröcklaringen. i 

d) Anlässlich des Geburtstages des gemeinsamen Kindes am 12.07. wird der Kindesvater 
unabhängig von dem regulären Umgangsrhythmus am darauffolgenden Wochenende von 
Samstag bis Sonntag Umgang wahrnehmen. 

e) Die Kindeseltem vereinbaren ferner, dass der Kindesvater in der Woche, in der kein 
Umgang stattfindet, ein Mal das gemeinsam« Kind um 17,30 Uhr anrufen kann. 

2. Die Kindesmütter verpflichtet sich, zu den Umgängen Jeweils die Krankenkassenkarte und 
das Untersuchungsheft des Kindes mitzugeben. 

3. Die Kindeseltem verpflichten sich, sich wechselseitig zeitnah über mögliche Erkrankungen 
und notwendige Behandlungen des Kindes zu infomiieren. 

4. Beide Kindeseltem vereinbaren, dass sie gemeinsame Blterogcsprtldie bei der Diakonic in 
• M B I Ü wahrnehmen werden. Insoweit verpflicbtet sich der Kindesvater, einen gemein-
samen GespraohstennJn in der Diakonic zu vereinbaren imd diesen der Kindesmutter mit-
zuteilen. 

5. Die VcrfehrensbeteUigten erklären das einstweiUgc Anordnungsverfahren flir erledigt 
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Dieser Vergleich ist gerJchtHcli gebilligt worden, auf die Verhfingung von Ordnungsmitteln 
bei Zuwidertiandlung gegen den Vollstreckungstitcl gemäß § 89 FamFG hat das Gericht hin-
gewiesen. 

Bereits unmittelbar nach Abschluss des gerichtlichen Vergleiches kündigte die beteiligte 
Kindesmutter an, sich nicht mehr an die vergleichsweise Regelung halten zu wollen und 
verweigerte umfassend den vereinbwten Umgang mit dem Kindesvater als auch die 
Einhaltung alle weiteren Vereinbarungen, wie TelefbnkontaWte, Informationen, das Mitgeben 
der Krankenkassenkarte zu Umgängen. 

Die Kindesmutter focht zugleich den Vergleich vom 04.04.2012 mit der Begründung an, der 
Kindesvater habe sie über seine pereönlichen Vwhältolssc getauscht, indem er ihr nicht 
mitgeteilt habe, dass seine neue LcbcnsgeShrtin und deren Sohn bereits in seinem Haushalt 
leben. Fortan vertrat die Kirdcsmutter die Auffassung, jegiioher Umgang mit dem 
Kindesvater sei in Anbetracht des Einwohnens der Lebensgefährtin und des minderjährigen 
Sohnes kindeswohlgefShrdend. 

Mit dem am 2S.05.2012 erlassenen Beschluss, AZ: MflBBPI^ stellte das Gericht fest, dass 
das Ümgangsverfahren durch den von den Beteiligten am 04,04.2012 geschlossenen 
Vergleich erledigt ist. Auf die Gründe der Entscheidung wird Bezug genommen. 

Femer erließ das Gericht mehrere OrdnungsgetdbeschlÜsse gegen die Kindesmutter, um sie 
zur Einhalnmg der Vereinbarungen anzuhalten. 
Alle Maßnahmoi blieben ohne jeden Erfolg, Die Kindesmutter verweigerte sogar eine 
vereinbarte Urlaubswoche mit dem Kindesvater und setzte sich über einen Heraus-
gabebeschluss des Gerichts hinweg. 

Im Rahmen des Verfahrens U M M M I M '̂̂ ^ der Kindesvater zunächst einen Antrag auf um-
fassende Umgangsiegelung unter Abänderung des am 04,04.2012 geschlossenen Vergleichs 
beantragt (Schriftsätze vom 25.05.2012 und 04.06.2012, Blatt 1 f. und 9 der Akte). 

Zur Prüfung des Kindcswohis und zur Voihereitvmg einer Umgangsentscheidung im Rahmen 
des Hauptsachever&hrens hat das Gericht mit Beschluss vom 02.08.2012 (Blatt 60zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA f. der 
Akte) die Beizi^ung eines medizinisch-psychologischen Sachverständigengutachtens ange-
ordnet. 

Mit dem am 08.08.2012, d a M H H H B C , erlassenen Beschluss (Blatt 63 ff. der Akte) hat 
das Gericht bis zum Abschluss des Umsangsvorfahreos 30 F 200/12 in erster Instanz eine 
Umgangspflcgschafi angeordnet und den am 04,04.2012 unter dem AZ: 30 F 100/12 
geschlossenen Vergleich vorläufig wie folgt abgoÄndert; 

Der Kindesvater hat das Recht, mit der am M M i t e geborenen gemeinsamen 
Tochter • • • • • • M M B f t i wie folgt Umgang wahrzunehmen: 

8) Jeweils 14.tägig von freitags, 15.00 Uhr bis montags, 8:00 Uhr. 

Der Kindesvater bzw. die Umgangspflegerin sind berechtigt, das Kind zum 
Beginn der Umgangszciteo von der Kindertagesstätte abzuholen tmd es am 
Ende der Umgangszeit zur Kindertagesstätte zurückzubringen. 

Der Umgang beginnt am Freitag, den 17.08.2012. 
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b) Der Kindesvater hat das Recht, mit der gemeinsamen Tochter in der ZeitzyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA von 
Montag, den 27.08.2012, 8.00 Uhr bis Sonntag, den 02.09,2012, 18.00 Uhr 
Uriaub zu verbringen. 

Im Übrigen verbleibt es bei der verglcichswciscn Rcgrtung vom 04.04.2012, 

Auf die Begründung der Entscheidung wird Bezug genommen, 

Die Kindesmutter verbot zwischenzcidich dem Kindesvater, da« Kind aus dem Kindergarten 
abzuholen, sie verlangte im Kindergarten, dem Kindesvater den Zutritt zu verweigern, sie 
verhängte dn Verbot gegenüber den Mitarbeitern der Kindertagesstätte, dem Vater Infor-
mationen über das Kind zu geben, sie zog das Kind sofort nach einem Uragangskontakt mit 
dem Vater vollständig einschließlich der Unterwäsche um, sie warf dem Kindesvater nach 
Umgängen Geschenke des Kindes hinterher. 

Sie sprach in aller Öffentlichkeit herabwürdigend vom Kindesvater als „Erzeuger" und 
,>Ion6ter", was soweit ging, dass sich andere Eltern bei der Kindorgartenleiterin beschwerten. 
Die Kindesmutter ließ das Kind auferuad eines Infektes in ein Krankenhaus einweisen, um 
eine Uriaubswahmahme durch den Vater zu unterbinden. Wiederholt stellte die Kindesmutter 
das bctroflFene Kind beim Kinderarzt vor, teilweise um Krankschreibungen zu erwirken und 
sich gegen die Beschlüsse des Gerichts zu wehren oder grundsätzlich zur Kontrolle vor 
Umgängen mit dem Vater. Seit April 2012 hatte sie das Kind bei verschiedenen Ärzten and 
Therapeuten vorgestellt oder angemeldet, ohne dass b«' dem Kind entsprechend auffällige 
organische oder psychische Befiinde objektiviert werden konnten. Sie nahm aus eigener 
Bedürftigkeit eine Muttet-Kind-Kur m Anspruch, was zu einem erneuten Umgangsabbruch 
f ^ e . 

Den Betreuungsvertrag mit dem Kindergarten a l H H i m f * in flHHJI^ in dem • • • • h 
seit Dezember 2010, mithin seit damals 2 Jahren betreut wurde, kündigte die Pündesmutter 
zum 01.12.2012. 

Die Sachverständige hat ihr Gutachten am 05.11.2012 erstattet (Blatt S7 ff. der Akte) und in 
der mündlichen Vertiandlung vom 07.12.2012 (Blatt 222 ff, der Akte) ausfübriich erläutert 

Die Sachverständige hat dabei u.a. festgestellt, dass die Kindesmutter den psychisd^en und 
physischen Gesundheitszustand des Kindes roissbraucht, um den Umgang mit dem 
Kindesvater abzuwehren, womit sie das Idblidie und seelische Wohl des Kindes gefährdet. 
Während die Sachverständige die Bindungstoleranz des Kindesvaters als ausreichend und 
«eine Erriahungsfahigkeit als undngeachränkt einschätzt, bewertet sie die Bindungshitoloranz 
de Kindesmutter als ausgesprochen starte ausgeprägt So führt die Sachverständige u.a. aus, 
dass die Fähigkdt der Kindesmutter, Kontakte des Kindes zum Vater zuzulassen, zu 
unterstütz« oder zu fördern, als unzureichend anzusdten und ihre ErzidiungsfiShigkdt 
dementsprechend eingeschränkt ist, was sich negativ auf die emotionalen und körperiidien 
Bedürfoisse des Kindes auswirkt. 

Die Sachverständige führt femer aus, dass die Kindesmutter zwar den Wert des Kindergartens 
in MOTMIa erkannte und das Kind regelmäßig in den Kindergarten schickte, dessen 
ungeachtet jedoch den Kindergarteoplatz kündigte auszyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA für das Kindeswohl nicht 
nachvollziehbaren oder sogar schädlichen Gründen - Zitat aus dem Outachten, S. 78 f.; 

(damit der Kv nicht den Kindergarten betteten darf,,, dass endlich Ruhe einkehrt", „ in 
• • • 1 habe ich bestimmt jemanden, der sie abholen kann'* und damit S M H i a mit den 
Kindern aus zur Schule geh« - . . w a s für dne nur an den mütteriichen Bedürfhissen 



30 F 200/12 - 6 -

orientierte Haitang -und Gefihrdung vonzyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA MMHÜfe seelischem Wohl entspricht. Bei aller 
feststellbaren Mutterliebe zur Tochter liegt seitens der Km zusammengenommen aufgrund 
ihrer feststellbaren Btndimgsintoleranz ;:um Kv imd ihrer fehlenden Bereitschaft zum 
Bindungserhatt fCr MBMh» (Kindergarten) aus eigener Bedürftigkeit eine erhebliche 
Gefihrdung des seelischen, und aufgrund der, bei unauff31!iger organischer Befundlage, 
tcilvtreisft zweifelhaften bis unnötigen Arztbesuche auch eine erhebliche Gefihrdung des 
köiperlichen Kindeswohls vor," 

Zur Vermeidung weiterer Wiederholungen wird auf den Inhalt des Gutachtens vom 
05.11.2012, dem sidi das Gericht anacWi^t, und auf die mündlichen Erlixtterungeo im 
Termin vom 07.12.2012 Bezug genommen, 

In diesem Terrain beantragte der Kindesvater nunmehr, ihm die gemeinsame elterliche Sorge 

für das gemeinsame Kind • • • • ^ • • • • • • • n r i einzuräumen und ihm das Aufenthalts-

bestimmungsrccht fiir das Kind zu übertragen und im Wege der einstweiligen Anordnung zu 

bestimmen, dass das gemeinsame Kind weiterbin im Kindergarten „ • • • • V i n l S l H l i 

betreut wird. 

Die Kindesmutter beantragte die Antr&ge des Kindesvaters abzuweisen. 

Bezüglich der erstmals im Termin vom 07.12.2012 gestellten AntrÄgezyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA zum Sorgerecht bean-

tragte sie die GewShrung einer Schrifbatzfrist 

Mi t Besdiluss vom 07.12.2013 (Blatt 231 fF. der Akte) übertrug das Gericht im Wege einer 

einstweiligen Anordnung dem Kindesvater das Recht zu bestimm«!, wcldbm Kindergarten 

V M l M l besudhit. 

Mit Schriftsatz vom 15.12.2012 (Blatt 317 ff. der Akte) legte die Kindesmutter gegen den 

letztgenannten Beschluss Beschwerde ein und beantragte die vorläufige Einstellung der Vol l -

streckung BUS dieaera. 

Die Beschwerde wurde durch das Brsmdenhurgische Oberlandesgericht mit Beschluss vom 

08.01.2013 (Blatt 371 ff, der Akte) zuröckgeviiesen. Gegen dies« Entscheidung intervenierte 

die Kindsrawtter mit Schreiben vom 13.01,2013 erfolglos. 

Soweit der Kindesvater zwischen2eitlioh mit Schriftsatz vom 19.12.2012 im gesondert 

anhängigen Verfahren zum AZ: OTPMHi beantragt hatte, odbrderiiche Eiidärungen der 

Kindesmutter ru ecaetzen, «rklÄrte er dieses Verfahren nadti Entscheidung der Rechtstmttcl-

instanz für eriedigt 

Im Rahmen der ihr eingerlumten SchrifbatzfHst hat die Kindesmutter mit SehriftsAtz vom 

23.01.2013 die beantragte Zurückweisung der Anträge des Kindesvaters begrilndet (Blatt 419 

ff. der Akte). 

Mit Schriftsatz vom 11.02.2013, Blatt 446 der Akte konkretisierte der Kindesvater seine 
Antiig« vom 07.12.2012 • wie zu Beginn der OrihuJc «aßgeföhrt -. Hierzu wies «r u.a. darauf 
hin, welchen Aufwand es seinerseits bedurfte, um den von der Kindesmutter vorgenommenen 
Woohsd der Kindertagesstätte rückgängig ÄU machen, Femer schildert er seine Bemühungen, 
den Umgang wahrzunehmen, wie er von der Sachverständigen empfbhlen wurde, die 
Involvierung der Umgangspflegerin hierbei und wie wenig kooperativ sich die Kindesmutter 
hierbei zeigte. 
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Mit Beschluss votn 22.02J2013 (Blatt 495 ff. der Akte) beauftragte das Gericht die Sachver-
ständige mit einer ergänzenden Stellungnahme. Weiteriiin bestimmte es - auch aufgrund des 
zwischenzeitlichen Wechsels des richterlichen Bcarbeltars - Termin zur emcu*« mündlichen 
Verhandlung auf den 11,04.2013. 

Die ergänzende gutachterliche Stellungnahme der Frau Dr.zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA WtKKKk datiert vom 04.04.2013, 
(Blatt 527 ff. der Akte). Nach weiteren eigenen Explorationen und der Fremdanamnese 
empfiehlt die Outachtcrin nunmehr, der Kindesmutter alle Sorgeberciche zu entziehen tmd 
den L«*ensmittdpunkt des Kindes zum Kindesvater zu verlegen. Wegen der weiteren 
Einzelheiten wird insoweit auf die schriftlichen Ausführungen in der Stellungnahme Be«ug 
genommen. 

Mit Schriftsatz vom 07,04.2013 (Blatt 562 ff. der Akte) beanffagte die Kindesmutter, ftir 
f I H B p i „eine altenentsprcchende psychisch diagnostische Exploration" durchzuführen. 
Dies vor allem deshalb, weil im eingeholtai ersten Gutachten der Umfang des Umgangs-
rechtes in Rode stand und es nunmehr um die Frage des Sorge- bzw. Aufenthalts-
bostimmungsrcohts geht. Sie verwdst in diesem Zusammenhang u.a. auf die Stellungnahme 
des Jugendamtes vom 05.02,2013, wonach sich die Kindesmutter in der letzten gerichtlichen 
Anhörung (Protokoll vom 07,12.2012) koopwationsbereit gezeigt hätte. Im Übrigen habe der 
Kindesmutter b d der Entscheidung über die Kindertagesstätte das Sorgereeht alldn 
zugestanden, womit sie inhaltlich wohl davon ausgdit, dass sie die getroffenen Entscheidung, 
habe wohl autark treffen können. Wcirtrhin hat die Kindesmutter zwisohenzeitlidi Gespräche 
bei Herrn J M B l Ü wahrgenotnmen, «nem systeooischen Familiemhentpeutcn und 
MitaxtM»ter des Jugendamtes ^ M J V H S i M B B M I . und hierbei Fortschritte etkennen lassenu 

In der mündlichen Verhandlung vom 11.04.2013 (Blatt 582 ff. der Akt«) schilderte die 
Kindesmutter, im Rahmen der &6tterung, die beim Therapeuten besprodieften Themen und 
wies darauf hin, dass sie es als Provokation empfinden würde, wenn W/tKtBi Sachen, die 
ihr der Kindesvater gekauft hat, trage. Weiterhin sah sie es nicht als Problem an, Montagfiüh 
in der Kindertagesstätte anwesend zu sdn, wenn d « Kindesvater das Kind dorthin bringt. Ilir 
Veihalten, in Bezug auf das Kind, bezeichnete sie als instinktiv veranlasst. 

Der Kindesvater seinerseits erklärte, - auch in Kenntnis dw Gespräche der Kindesmuttcs beim 
Therapeuten - bislang keine Entspannung der Siftiation feststellen zu können. 

Im Ergebnis der Erörterung gelang es nach langwierigen Diskussionen dennoch, die 
Zustimmung der Kindesmutter zur gemeinsamen dterlichen Sorge zu erhalten. Weiterhin 
wurden im Vergldchswege die weiteren Umgänge besprochen sowie die Gespräche bei Hwrn 
M H ä und die Umgangspilegscbaft aufgehoben (Blatt 585 £f. der Akte). Als erneuter 
Termin zur mündlichen Verhandlung wurde der 01,08,2013 v«rnnban 

Vor der Verhandlung an. letztgenanntem Tennin hat das Gericht im Bdsein des 
Verfahr^beistsndes, der Sachv^tandigen und der Ldterin der Kindertagesstätte i H i f l B l 
angdi6rt. Insoweh wird auf das Anhörungsprotokoll (Blatt 653 der Akte) verwiesen. 

Die Sachverständige nahm in der nachfolgenden mündlichen Verhandlung eine Einschätzung 

der Kindesanhörung vor und äußerte sieh hierzu wie folgt: 

,4m Rahmen der Anhörung war durch mich festzustdlcn, das« das Kind im Bei.«Msin des 
Vaters sichtbar aufblühte und nur mit Unterstützung der Kitaldterin bei Beendigung eine 
Troinung hcrbdzuführen war. So problematisch zdgte sich die Simation nach dem Bdsein 
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der Kindesmutter nicht, wobei sicli hier das Kind zunätshst wünschte, das Papa Bär 
hereinkäme, der Partner der Kindesmutter. Später verlangte sie vehement, das P^a 
hereinkäme, wobei sie offensichtlich ihren leiblidheo Vater meinte** (Blatt 651 der Akte) 

Das Gericht schließt sich insoweit der Sichtweise der Sachvenständigen unehtgeschrfinkt an. 

In der Verhandlung wurde zunächst Herr I M H i angehört(Blatt 646 ff. der Akte). Dieser 
hatte am 08.07.2013 den Kindeseltem mitgeteilt, vorerst keine weiteten gemeinsamen 
Eltcmgcspräche fQhren zu wollen. Dies insbesondere deshalb, weil kein Einvernehmen 
zwischen den Kindeseltem über den zukünfbgen Aufenthalt von ( • • • I f t bestünde, 
Bezogen auf das eine gemeinsame Eltergesprach erklärt er „Ich empfand dieses als sehr 
anstrengend. Im Ergebnis des Gespräches kam ich zu der Hypothese, dass der Kindesvater 
sehr ruhig und sachlich agiert und die Kindesmutter sehr emotional. Es war eine verfestigte 
strukturelle Gespr&chskulUir festzustellen. .,.Durch FrauzyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA Wmm» dazu befiagt, worin ich 
die Gründe dafür sehe, dass kein Konsens erzieh werden konnte, kann ich ericllren, dass auch 
thematisiert worden ist, was wäre, wenn der Kindesvater das Aufenthaltsbestimmungsrecht 
bdcommen würde. Hierzu hat die Kindesmutter cridärt, dass sie darüber noch nicht 
nadigedacht habe. Sie würde auch nicht darüber nachdenken wollen, denn, wenn sie dies täte 
aJs Kindesmutter, bitte sie ihr Kind veloren. Das war so nicht abzusdnen, weil ich mit der 
Erwarwng in die Gespräche ging, dass lediglich zu klären sei, wieder Umgang erfolgen solle. 
... „ Im weiteren Vertauf sehier Anhörung stellt Herr HMMMb Idar, dass die positive 
Tectdenz bei der Kindesmutter, so wie er sie vorhin geschildert hat, von dieser so geschildert 
und cmpfiuiden worden ist. Dies war nicht seine Wahrnehmung. 

Weiterbin hat das Gericht die Leiterin der Kindertagesstätte, die von M U M t a nunmehr 
wieder besocht wird, Frau WKKKt^ angehört. Diese schilderte, wie schwierig es für die Ein-
richtung war, vor dem Hintcrgmnd der Meinungsverschiedenheiten der Kindesehem, 
•MMAi im Focua zu bdtalten. Dies sei Insbesondere durch Unterstützung von Frau MHIk 
(Jugendamt) gelingen. Erwähnenswert erscheint lnso:fem für das Gericht die Episode, dass 
Letztere es insbesondere nicht fOr notwendig erachtet hat, dass der Kindesvater ein bereits mit 
der Einriditung abgesprochenes Eltemgespräch fBhren diafte. Dieses wurde daraufhin 
abgesagt tind stattdessen erfegte dn solches mit der Kindesmutter tmd ihrem Ebemamt 

Vor der Einigung über die gemein.<(ame elterliche Sotge (11.04.2013) hatte die Kindesmutter 
der Einrichtung untersagt, dem Kindesvater Auskünfte über zu ertdlen. In diesem 

Zusammenhang ericlärte die Kindesmutter: ,45as Kind l<*t b d mir und damit bin ich erster 
Ansprechpartner. Das muss dnen Unterschied geben zwischen dem, wo das Kind lebt und 
dem, der n\ir Umgang hat. Durch das Gericht dazu befhigt, weshalb ich meinen Partaer mit 
zum Gesprich gencmmen habe, kann ich orkllren, daas auch dieser flHMa dnschätzen 
kann. Er ist zwar die Woche über auf Montage, bringt aber MMHill imgeähr zweitnal im 
Monat in die Kita." (Blatt 64? der Akte). 

Im Ergebnis der mündlichen Verhandlung und umfessenden Erörterung am 01.08.2013 schlug 
das Geriöht vor, zu Übericgen, ob • • H l jewdls 4 Wochen bei einem Eltemteil leben 
könnte. In einem der dazwischen liegenden mittleren Wochenenden könnte dn längerer 
Wochenanduragang stattfinden. Der Vorschlag erfolgte insbesondere vor dem Hintergrund, 
dass es eine gute Lösung in diesem Verfahren nicht geben dürfte, - auch nicht in dem Fall, 
dass der Kindesvater das AufisnthaJtsbestimmungsrecht erhielte - da die Konflikte zwischen 
den Eltern damit nicht ausgeräumt sind. 
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Kindesvater, Verfähiwsbeistand und Sachverständige erklärten, dem gerichtlichen Vorschlag 

zuzustinomeo bzw, keine Bedenken zu haben, sollte es zu einer derartigen Regelung konmien. 

Die Kindesmutter lehnte den Vorschlag ab. 

Nachdem die Kindesmutter mit Schriftsatz vom 02.08.2013 (Blatt 644 der Akte) erklärt hatte, 

nach reichlicher Überlegung dem gerichtlichen Vorschlag nuranehr bftzutretcn, ist der im 

Ergebnis der mündlichen Verhandlung auf den 15.08.2013 bestimmte Vcrkundungstermin 

durch das Gericht aufgehoben worden,. 

Mi t Schriftsatz vom 08.08.2013 (Blatt 662 ff. der Akte) übersandte der Kindesvater einen 

Vcrgleichscntwurf, um möglichst umfänglidi, mit der Neuregelung des Auftnthaltsbeatim-

mungsrechts im Zusammenhang stdienden, Dinge zu vercinbaxen. 

Nachdon die Kindesmutter mit Schriftsatz vom 22.08.2013 um Teiminsabstnnmung zur 

Protokollierung eines Vergleiches bat, wurde ein solcher für den 29.08.2013 festgesetzt. 

Mi t Schriftsatz vom 23.08.2013 (Blatt 684 ff. der Akte) meldete sich Herr Rechtsanwalt Dr. 
Schröck neben Herrn RechtsanwaltzyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA flHBi - der allein cmpfangs- und 
zustellungsbevollmächtigt bleiben sollte - für die Kindesmutter zur Akte. E i ging 
auszugsweise auf den bisherigen Verfthrensgang ein und kam zu dem Schluss, dass dem 
Vcrglcichsentwurf des Kindesvaters vorrangig dessen eigene wirtschaftlichen Interessen 
zugrunde liegen wurden. Nach dem Eindruck des Herrn Rechtsanwalt Dr. Schröck macht sich 
keiner bisher ausreichend Gedanken, was im vorliegenden Fall Kindeswohl gefährdender ist, 
woba er sich in diesena Zusammenhang auf eine fadiärztliche Stelhrngnahme einer Frau 
i S f l i k v o m 26.06.2012 bezieht Er weist darauf hin, dass für die Kindesmutter, entgegen der 
von der Sadiverständigen attestierten fehlenden Bindnngstoleranz spricht, dass sie dem vom 
Gericht vorgeschlagen Vcrgleich/Wechselmodell zugestimmt hat. Da jedoch ein häufiger 
Wechsel des LÄeosmittclpunktes für e«\d in diesem Alter Kindeswohl gefährdend sei, 
schlägt die Kindesmutter nunmeihr ihrerseits folgenden Vergleich vor (Blatt 689 f. der Akte). 

1. Im Interesse der Kontinuität und damit des Kindeswohls nimmt der Antragsteller seinen 

Antrag auf Übertragung des alleinigen Aufenthaltsbesrimmungsredits auf sich zurück. 

2. An der im vorletzten Gerichtstennin gefundwien Regelung der Ausübung der gemeinsamen 
elterlichen Sorge und der Regelung der festen Umgangs- und Uriaubszeiten wird festgehal-
ten und fortgesetzt 

3. Die Eltern verpflichten sich, wediaelseitig alles zu unterlassen, was das Verhältnis von 

Samantha zum anderen Eltemteil beeinträchtigt oder die Erziehung erschwert. 

4. Es werden künftig, kontinuierliche und geroeinsame Eltemgespräche mit der Pachfirztin für 

Kinder- und Jugendpsydüatrie, Frau Dr.zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA WK0ttttt, vereinbart und geftihit Z l d der El-

temgespräche soll dabei sein, eine Chronifizicrung der bei aVHih fbstgestellten ent-

wickelten negativen Symptome zu verhindern und eine altersgerechte emotionale Entwick-

lung des Kindes zu ermöglichen. Es soll alles getan werden, um eventuelle Verlustängste 

von 9 H H i einzudämmen bzw, zu verhindern. 

5, Die dabei entstehenden Kosten tragen die Eltern jcw<als zur Hälfte. 
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Soweit der Kindesvater dem nicht zustimmen würde, soll ein weiteres Sachvcretän-
digengut&chten eingehoh werden. Wdtertiin beantragt er, den Kindesvater zur Teilnahme an 
der EUemarbeit/gemelnsamen Eltemgesprflchen/Fachirxtin, Frau VHü, zu verpflichten. 

Der Protokollierungstennin wurde daraufhin aufgehoben und Tcnnin zur Verkündung einer 
Entscheidut^ anberaumt 

Der Kindesvater hat nut Schriflsatz vom 09.09.2013 das zuletzt geäuikrte Ansinnen der 

Kindesmutter zwückgcwlcsen. 

Im Ergebnis war das gemeinsame Aufenthaltsbestimmungsrecht aufsuheben und dieses auf 
den Kindesvater zu übertragen, weil zu erwarten ist, dass dies dem Kindeswohl am Besten 
entspricht 

Bei der Frage, auf welchen Eltemteil das Aufenthaltsbestimmungsrecht zu übertragen ist hat 
sich das Gericht an folgenden Gesichtspunkten zu orientieren: 

1. dem Förderungsgrundsatz, nämlich die Eignung, Bereitschaft und Möglichkeit der Eltern 
zur Übernahme der für das Kindeswohl maßgeblichen Enddiung und Betreuung ein-
schließlich der Bindungstoleraiu, also der Bereitschaft, den persönlichen Umgang des 
Kindes mit dem anderen Eltemteil zuzulassen und zu fördern, 

2. der Bindung des Kiiuies an beide Eltemteil« und etwa vorhandene Geschvtdstcr, 

3. dem Willen des Kindes, soweit er mit seinem W ( ^ l vereinbar ist und das Kind nach Alter 
und Reife zu einer Wlllensbildung im natJlrlidben Sinne in der Lage ist 

und 

4. der Kontinuitätsgrundsatz, der auf die Stcti^eit und die Wahrung der Entwicklung des 
Kindes abstellt (vgl u.a. Brandenhurgisches OLG vom 19.06.2012, AZ; 10 UF42/12). 

Unter Bcrücbichtlgung dessen sollen nunmehr die Stellungnahmen der Umgangspflegerin, 
des Verfehrensbeistaadcs, der Sachverständigen und des Jugendamtes erörtert werden. 

Die Umgangspflegerin hat sich mit Schreiben vom 08.04.2013 in Vorbereinmg des 
Verhandlungstcnnins vom 11.04,2013 (Blatt 546 ff. der Akt«) auszugsweise wie folgt 
positioniert: 

JSls zum Anhörungstennin am 07.12.2012 verliefen die Umgänge weitgdiend 
komplikationslos. Der Kindesvater teilte allerdings im November 2012 mit, dass aufgrund des 
Kuraufbithaltes der Mutter mit dem Kind, keine Umgänge erfolgten. Der Kuraufenthalt war 
bis dahin hier nicht bekannt. Weiterhin teilt sie mit, dass die Kindesmutter jeweils erst am 
betreffenden Freitag eine Vollmacht für den Vater abgibt, damit dieser an diesem Tag 
• • • • I von der Einrichtung abholen kann. Weiterhin teilt sie mit, dass als besonders 
nachteilig für IflMMHMac von Seiten der Kita beschrieben wird, dasS die Kindesmutter 
regdmäßig am Montagmorgen, bevor der Kindesvater das Kind in die Kita bringt bereits im 
Umkleideraum sitzt. Wenn der Vater dann mit dem Khid kommt und dieses umzieht be-
obaehtete die Mutter den Vater und das Kind. Seit Januar diesen Jahres (2013) ist es nicht 
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TDchr möglich mit der Kindesimitter eio ruhiges sachliches Gespräch za fUhren. Eine 
Venninhing/Absprache zu Umgangszeiten war dadurch in keinster Weise möglich. Frau 
flH» vertrat kompromiaslos und vehement ihre Sichtweise. Sie äußerte regelmäßig 
Vorwürfe, ließ keine Gegenargumente gelten und beendete die Gespräche in dem sie diese 
einfach abbrach. 

Mit Schreiben vom 10.04.2013 (Blatt 576 f. der Akte) teilt die Umgangspflegerin ergänzend 
und tmter Beantragung der Entlassung aus der Pflegschaft mit, dass sich die KLidesmotter mit 
Themen, die den Umgang betreffen, nicht an die Pflegerin wendet, sondern diese mit ihrem 
Anwalt bespricht. Der Umgangspflegerin gegenüber äußert die Kindesmtjtter regelmäßig 
Sfitse wie: **Wir beide haben nichts zu besprechen! **, „Ich möchte mit Ihnen nichts 
besprechenl", „Sie haben nicht das Recht, über mein L d w i zu bestimmen!". 

Die Verfahrtnsbeiständin schildert bereits in ihrer ersten Stellungnahme vom 02.08.2012(Bl. 
52 ff. der Akte), dass die Kindesmutter im Ergebnis des Gespräches zu keinem Kompromiss 
bezüglich des Umgangs bewegt werden konnte Aus ihrer Sicht war es nicht nachvollziehbar, 
warum MMMla nicht bei ihrem Vater übernachten soll. 

Sollte die Kindesmutter bei ihrer Weigerung bleiben, Umgang auch mit Übernachtung zu 
gewähren, behält sidi der Verfahrensbeistand vor, ein Sorgerechtsverfiihren anzuregen und 
das Gutachten entsprechend auf die Ertiehungsflhigkeit mit besonderem Augenmerk auf die 
Bindungstoleranz und Persönlichkdtsstrukmr beider Eltemteile zu erweitern. Wegen der 
weiteren Einzdheiten der Stellungnahme wird auf diese Bezug genommen. 

In ihrw Stellungnahme vom 01.12.2012(Blat( 183 ff. der Akte), äußert sich die Verfah-
rensbeist&idin zum Sadiverständigengutachten und eiklärt, dass im Gutachten schlüssig 
dargelegt wird, dass die Brejehungsfähigkeit der Klndeannitter etogesobränkt ist und sie nicht 
in uneiheblicfactn Maße das KindeswohlzyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA ̂ ggggg^ gefahndet. Beim Kindesvater hingegen 
ergeben sich keine Auflllligkelten. Konsequenterweise wurde es nach Ansicht der Verfah-
rcnsbeistätidin nunmehr dem Kindeswohl dienen, wenn MMMtoi beim Kindesvater ihren 
Aufenthalt hätte und ein begleiteter Umgang mit der Kindesmtitter eingerichtet würde. 
Insofern verweist sie auf die von der Sachverständigen festgestellten außerordentlich geringen 
Bindungstoleranz der Kindesmutter und die ausreichende Bindungstoleranz des Kindesvaters. 
Die Annahme dieser, dass die Kindesmutter längerfHstig In die Lage versetzt werden könnte, 
ßindungstoleranz zu criemcn, teilt die Verfahrensbeiständin unter Beachning des bisherigen 
Verfahrensverlaufes nicht. Dies untersetzt sie mit entsprechenden Zitaten der Kindesmutter. 

Aus Sicht der Verfahrensbeiständin wäre es zusammenfassend wünschenswert, wenn 
• • M M i in Zukunft ausreichend Kontakt zu beiden Bltemhäusem haben könnte und 
empfiehlt daher im Rahmen des Umgangsrechtes auch das Scxrgere^t zu erörtert. In der 
letzten mündlidten Verhandlung vom 01.08.2013(Bl, 650 der Akte) hat die Verfah-
rcnsbeiständhi dann abschließend eridärt 

,3ezugnehmend auf das Gutachten und den bisherigen Verfkhrenslauf stimme ich dem 
Gericht zu, dass es eine gute Lösung nicht geben wln). Die bessere schlechte Lösung aus 
meiner Sicht wäre aber, im Brge4)nis des Ganzen dem Kindesvater das Aufenthalts-
bestnnmungsrecht zu übertragen, weil ich zu der Auffassung gelangt bin, dass dies« über die 
höhere Eflriehungskompetcnz und die größere Bindungstoleranz verfügt. Auch das vom 
Gericht vorgeschlagene Wechsehnodril halte ich fth tragßhig." 
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Die Sachverständige, Frau Dr. I M I f e i hat ihr Outaohten, dem Oerichtsbaschluss 
sntftprechend, am 05.11.2012 erstellt (Blatt 87 ff. der Akte). Unter Hinweis darauf, dass es 
sich um eine vorläufige Einschätzung handelt, regt die Sachverständige an. um der Gefähr-
dung von • M H M Wehl durch die Kindesmutter Rechnung zu tragen, dieser das 
medizinische und soziale Sorgerecht zu entziehen. Bemerkenswert sind insoweit schon ihre 
zum damaligen Zeitpunkt getroffenen Peststellungen zur außerordentlich geringen Bindung.^-
tolcraaz der Kindesmutter. So weist sie darauf hin, dass diese zwar de facto Umgang des 
Kindesvater« zum Kind zuließ, jedoch nur in dem Umftng, wie sie diesen nach eigenen 
maßstäblichen Vorstellungen für angemessen hielt So dürft» der Kindesvater im Kindergarten 
nicht nach — 1 ^ fragen und solle ihr auch dorthin nichts bringen, solle nicht mit ihr zum 
Arzt gehen oder flHBto versorgen wenn sie krank sei. Dem Kindesvater hingegen 
bescheinigt sie eine insgesamt aumächende Bindimgstoleranz, wobei sie auch keine Anhalts-
punkte dafür findet dass der Kindesvater in seiner Eniehuogsfähigkeit eingeschränkt wäre. 

Da üir die Probleme hinsichtlich der Gestaltung des Umgangs gegenwärtig waren, regte die 
Sadhverständige an, einen Umgangspfleger zu bestellen. Wie bereits vorstehend erörtert hat 
audi die angeordnete Umgangspflegschaf^ zu keiner Bntapaimung zwischen den Kindeseltem 
gefuhrt Es soll in diesem Zuaammwihang auch erwihnt werden, dass die Sadhverständige 
darauf hinwies, dass • • • t o b i s zum Schuleintritt aus Gründen der Kontinuität Im jetzigen 
AWO Kindergarten „ttHMBIt'* • • • • i v e r i ) l e i b e n sollte, was die Kindesmuttä nicht 
davon abhielt, den Betreuungsvertrag zum 01.12.2012 zu kündigen. 

Wegen der weiteren Ausführungen der Sachverständigen wird auf das vorgenannte Gutachten 
voll inhaltlich Bezug genommen. 

Unter dem 04.04.2013 hat die Sachverständige, nach weiterer Beauftragung durch das 
Glicht , efaie ergänzende gutachterliche Stellungnahme abgegeben. 

Unter V. Zusammenfassung und Beurteilung (Blatt 18 der Ergänzung, Blatt 535 und ff, der 
Akte) erklärte die Sachverständige hierin: 

,JDer Kijidesvatcr veihält sich fortgesetzt transparent, kommunikativ und kooperativ. Mit der 
Kindesmutter gestaltete sich die Terminsgestaltung zum Bxplorationsgespräch schwierig.... 
Schon im Guta^ten vom 05.11.2012 schlössen die Referenten, dass der Kindesmutter die 
Personensorge zumindest in Teilen entzogen werden sollte, damit der Kindesvater Zugang zu 
Informationen über ^ B H l A i hat und die Kindesmuncr ihr Sorgereeht nicht gegen die 
Tochter missbrauchen kann. Die Kindesmutter verhindert __aktenkundig und fircmdanam-
neatisoh fortgesetzt den Austausch des Kindesvaters mit Äirten und Kindertagesstätten, 
indem sie dem Kindesv&ter entsprechende VollmachtenzyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA nicht ausstellt In ̂ B H M Kita 
liege noch nicht cimnal eine generelle Abholvollmacht für ian Kindesvater vor. Die 
Kindesmuner benutzt fbrtgesetzt mögliche Erkrankungen der Tochter, um den Umgang des 
Kindes zum Kindesvater dnsohrSnken zu wollen, ...Auch hat die Kindesmtnta, ohne sich 
voriger mit dem Kindesvater abzusprechen, einen Urlaub anberaumt und dadurch ein 
Umgangswoohenoide zwisdien Kind und Kindesvater kurzfristig und nach eigenem Out-
dünken vollständig ausfallen lassen. Insgesamt haben in den vergangenen knapp 4 Monaten 
von den vom Gericht veranschlagten ca. 8 Umgangstagen im Monat zumindest 5 
Umgangstagc zum Kindesvater nicht stattgefunden; ... Trotz entsprechend eindringlicher 
Hinweise sowohl in der Gerichtssitzung vom 07.12,2012 als auch entspredtender Hinweise 
im Besohh«s des OLG zeigte die Kindesmutter bisher keine erkennbare Verhaltensänderung. 
Im Gegenteil versuchte die Kindesmutter im Januar 2013 einen Beschluss des OLG anzu-
fechten und äußerte gegenüber der Umgangspflegerin, dass sie es als „Frechheit erlebe", 



30 F 200/12 -13-

wcnn der Kindesvater vor ihrem Urlaub, an von ihrem Urlaub nicht betroffenen Tagen und 
Nichten, den ihm zustehenden Umgang einfordere. ... Zusammengeflisst bringt die Kindes-
mutter selbst unter schwebenden Verfahrensbedingungen eine toßcrst geringe Bindungs-
toleranz in Bezug auf das Vater-Tochter-YethSttnis auf, verachtet den Kindesvater, sieht sich 
erneut selbst im Mittelpunl« und verkennt ihre eigene Verantwortung för die Situations-
genese,... Der Kindesvater hat dagegen, so gut es ihm möglich war, seit langem die elterliche 
ericennbare Fürsorge für tftHHIfei in tatsächlidier Hinsicht wahrgeoommeo. ... Die 
Referentin schließt sieh irvEwischen aus den aufgeführten Oründcn d ^ Votum des Ver-
fahrensbdstandes Frau I H l l ^ v o m 01.12.2012 an. Aufgnmd der starren und eigenmaß-
stäblichen Haltung der Kindesmutter hinsichtlich der Umgangsgestaltung, sollte ihr aus 
gutachterlicher Sicht im Sinne des Kindeswohls auch das Aufenthaltsbestimmungsrecht 
mtzogen werden und der Lebensmittel{>unkt von C B ü ^ i beim Kindesvater liegen, da 
dicsa bisher alle äußeren Vorgaben erfÜlU hat, als Kindeswohl orientierter verlässlicher 
Kindesvater wahrgenommen wurde und im Gegensatz zur Kindesmutter psydiisch unauf-
fällig wirkt", Auch hier nimmt das Gericht hinsiditlich der weiteren Ausführungen der 
Sachverständigen auf die ergänzende gutachterliche Stellungnahme (Blatt 527 ff. der Akte) 
Bezug. 

Die Vertreterin des Jugendamtes hat eich najt Schreiben vom 05.02,2013 (Blatt 485 der Akte), 
wie folgt, zusammenfassend erklärt: 

„Im Herbst 2012 befiand sich die MuUer mit — z u r Mutter-Kind-Kur. Sie beab-
sichtigte danach die Kindereinrichtung nach • • B z u wechscb. Sie wollte damit dem Kind 
ermö^ehen, die Kita mit Kindern zu besuchen, mit denen sie am Nachmittag spielt und auch 
mal eingeschult wird (Einzug*ereiche der Schulen). Orundsätzlidi muss ich «itu-äumcn, steht 
dies einer allein sorgeberechtigten Mutter audi zu, eine solche Entscheidung zu treffen," 

Nach Auffassung der Vertreterin des Jugendamtes zeigte sich die Kindesmutter in der letzten 
gerjchtlidien Anhönmg kon^missbereil. Dem Kindeswohl und dem Bedenken der 
Gutaehterin wäre die Ausübung der gemeinsamen elteriidien Sorge dienlich. Seit der 
Trennung lebt •HMUft im Haushalt der Kindesmutter. Diese ist ruu:h Auffassung der 
Vatretcrin des Jugendamtes im Interesse des Kindes bemüht, alle an sie gestellten 
Anfbnieningen zu erfüllen. Es ist daher aus der Sicht der Jugeodamtsvertreterin nicht 
notwendig, das Kind aus dem Haushalt der Kindesmutter zu nehmen. 

In einer weiteren Stellungnahme vom 19,07,2013 (Blatt 609 a f, der Akte) nimmt die 
Vertreterin des Jugendamtes darauf Bezug, dass sie den Aufhag hatte, nach jedon Umgang 
ein Eltemgesprich zu führen. Insgesamt fanden 4 Gespräche statt. Zielorientierte 
Gespr&chsfilhrung war und ist derzeit nicht möglich. Dies ist auf die fehlende Kommu-
nikation zwischen den Eltern zurüdczufütuen. Aus Sicht der Vertreterin des Jugendamtes 
stand die Kindesmutter im gesamten Verfahren unter permanentem Druck, den Forderungen 
des Kindesvaters gerecht zu werden. Mit guter Unterstützung ihres Rechtsanwaltes gab es im 
Dezember 2012 ihrerseits einen deutlichen Schritt nach vom, indem sie z.B. eine 
Umgangsregelung nach Wunsch dos Klndesvaters zustimmte. Abschließend schätzt sie ein, 
dass alle im Gutachten relevanten Forderung«!, welche einen Verbleib des Kindes im 
Haushalt der Kindesmutter befürworten, eri?ülh werden und sie derzeit keine Venmlassung 
sidit dem Antrag des Kindesvaters zu folgen. 

Im Ergdmis der Anhörung der Beteiligten, der Ausführungen der Sachverständigen und der 
weiteren Verfithrensbeteiligten sowie der Anhörung des Kindes, kommt das Gericht zn der 
Überzeugung, dass der Kindesvater besser geeignet ist, die Entwickhing des Kindes zu for-
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dcm,zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA dt er Insbesondere eine ansreichende Bindungstoleranx gegenüber der Kindesmutter 
aufweist Die Kindesmutter hat sida insoweit in der Vergangenheit aus vorgeschilderten 
Gründen wiederholt selbst disqualifiziert, ihr angebotene Hilftstelhmgen ignoriert bzw. im 
Ergeimis nicht zugelassen und damit auch ihre fohlende Bindungstoleranz zum Ausdruck 
gebracht Insoweit schließt sieh das Gericht insbesondere den Ausführungen der Sachverstän-
digen und der Verfahrensbeiständin an, 

Die Frage der Bindung des Kindes an beide Eltemteile ist für das Ceridit, insbesondere durch 
die Ausführungen der Sachverständigen deutlich gewonnen als auch durch die persönliche 
Anhörung des Kindes. 

Wennglaoh der Lcbensnüttelpunkt bislang bei der Kindesmutter lag, hat die persönliche 
Anhörung des Kindes deutlich gemacht, wie staik deasen Bindungen zum Kindesvater shid. 
Dieser konnte aktiv auf die SpielbemfÜiungen des Kindes E in fh^ ndunen und schilderte 
ungefragt seine Bemühungen das Sprachdefizit des Kindes wdtcr zu minimieren. Hier war 
WHttm nur unter größter Einflussnahme zu bewegen den Kindesvater wieder gehen zu 
lassen. 

Es wurde auch deutlich, dasszyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA IHHHM auch zur Kindesmutter über eine feste Bindung 
verfi5gt, wobei diese auch im Rehmen ihrer Möglichkeiten versuchte, auf die Tochter Einfluss 
zu n^tmcn. 

Das Ergebnis der Anhömng ist von der Sachverständige, wie oben beschrieben, atuüysiert 
worden, wobei das Gericht davon ausgeht, das« es hier keine gravierenden Unterschiede 
zwischen den Eltern gibt, beim Kindesvater jedoch ein höheres Potential der Förderung liegt, 
die er im Rahmen d a Bindung ausschöpft und die Kindesmutter ihre, soweit gegdjenenfiills 
vorhandenen, Reserven noch nicht erkannt und ausgenutzt hat. 

Die Bindung an etwa vorhandene Geschwister ist vorliegend nur von geringem Stellenwert. 
Die zweite Tochter der Kindesmutter, ist geboren am I f f H B i i Sie lebt 
zwisehenzcididi in einem eigenen Haushalt Selbst wenn leteteres nicht maßgeblich sein 
sollte, erscheint jedoch dw Altersunterschied von 14 Jahren so erheblidi, als dass von einer 
starken Gesdiwisterbindung aus Sicht von t H H M l nicht ausgegangen werden kann. 
Vielmehr dürfte diese ihre weitaus ältere Stieftehwester als eine Erwachsen« im weiteren 
Sinne wahmdmien. In diesem Zusammenhang »oll auch darauf hingewiesen werden, dass die 
nunmehrige Lebensgefährtin des Kindesv&ters einen Sohn mit in die Beziehung gebracht hat, 
der nur unerheblidi älter als Wmmmt ist und von ihr als Spielkamerad angesehen wird. 

Altersbedingt war • • • M a selbst noch nicht in der Lage im Rahmen der Anhörung etwaige 
Wünsche in Bezug auf ihren zukünftigen Lebensmittelpunkt zu äußern. Insoweit wird auf die 
Bewemmg der persönlichen Anhörung von • • • M a verwiesen. 

Im Rahmen der Prüfung der Kontinuität der Entwicklung dos Kindes muss darauf hinge-
wiesen werden, wie massiv die Kindesnrott«: in diese Kontinuität eingegriffen hat, in dem sie 
zum 01.12.2012 im laufenden Vcrfebren den Platz in der Kindertagesstätte kündigte. Es darf 
insoweit auch nicht unerwähnt bldben, dass sich die Kifldesdtem erst im November 2011 
nennten. Zu diesem Zeitpunkt war Samantha 1 Jahr und 4 Monate alt. Bis einschließlich 
Februar 2012 gab es dann großzügigen Umgang. Dies änderte sich erst, nachdem der 
Kindesvater ehie neue Partnerin kennengelernt hatte. Unbesehen dessen ist die Beziehung von 
iHMMa zu ihrem Vater im Rahmen des Umgangs in einem Um&ng kontinuierlich, als dass 
das Gericht derzeit nicht zu erkennm vennag, dass der WeObsel des Lei>ensmittelpunktes mit 
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Umgängen auf Seiten der Kindesmutter dem Kindeswohl weniger Rechnung tragen könnte 
als eine Beibehaltung der jetzigen Situation. 

So man sich grundsSncliCh der Aufßissung des Verfahrensbeisütodin anschließen mag, dass es 
vorliegend nur eine gute schlechte und keine filr M H H I tatsfi^ich voilumfSnglich gute 
Lösung gehen kann, ist das Gericht in Würdigung der Geaamtomstfinde davon überzeugt, 
diese mit der getroffenen Entscheidung gefunden zu haben. 

Für einen weitergehenden Eingriff in die clterlidie Sorge sah sich das Gericht nach 
abschließender Positionierung der Sachverständigen nicht veranlassL Wenngleich diese auf 
Nachftagc des Kindesvaters auch im Ergebni« einer Entscheidung, wie getroffiencn, weitere 
Kontroversen der Kindeseltem nicht ausschließt, sollte vor einer weiteren Reglementierung -
ggl auch im Bereich des Umgangsrechtes - die weitere Entwicklung abgewartet werden. 

Abschließend soll darauf hingewiesen werden, dass das zwischenzeiüich favorisierte 
Wechselmodell nicht durch ein Gericht angeordnet werden kann, sondern allein der 
Disposition der Kindeseltem unterliegt (vgl. Brandenburgisches Oberlandesgericht vom 
07.06.2012, AZ: 15 UF 314/11). 

Den Anträgen des Henn Rechtsanwalts Dr. Schröck aus dem Schriftsatz vom 23.08.2013, 
insbesondere unter Bezugnahme auf die Stellungnahme der FrauzyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA W , welche bereits bei 
der Erstellung des ersten SachverstSndigengutachtens Berücksichtigung fand, nachzugdien, 
sah sich das Gericht nach dem bisherigen Verfahrensgang nicht mciw veranlasst. 

Die Kostenentscheidung beniht auf § 81 FamFO. 

Die Festsetzung des Vcrfehrcnswcrtes beruht auf § 45 FamGKG(Umgang und Sorge jeweils 
3.000,-6). 

Die sofortige Wirksamkeit der Entscheidung anzuordnen, wie vom Kindesvater beantragt, ist 
vorliegend kein Raum. § 116 Abs. 3 Satz 3 FamFG baaddit sich nur auf Familienstraitaachon. 
Diese sind in § 112 FamFO absdiHeßend geregelt, Kindschaftssaofaen gehören nicht zu 
diesen. Es soll jedoch darauf hingewiesen werden, dass diese Entscheidung gemäß § 40 Abs. 
l FamFG mit Bekanntgabe wiiicsam und damit gemäß § 86 Abs. 2 FamFG vorläufig 
vollstreckbar wird (vgl. Kcidel, FamFG, 17. Auflage, Rdn. 7 zu 1120). 

Faditnb«htlfi'l?tl»hniBe 

Cegen diese Entscheidung findet genSB §8 58-69 P«mFG die Baichwerde stan. 

Bwobwcrdeberechüp ist derjenige, der dureh die Biit«h«idung in eigeaea Rechten betintrichtip i»t 

Mft Von«i«hmg de» 14. Lebeî jahres steht einem Kind, (Ür da« »Itertich« Sorge besteht, t>der einem unter 
Vonnundschtfi steheadeti MOndel üa allen sdn« ?erton batreffendcn Angelegetüulten towi« in den 
Aneelesanheiten, in denen da» Kind oder der Mündel vor einer Enticheiduns des Gerichtes angdidn werden 
N>n, ohne Micwirkuns »eineft goctxUeKeo Vertreters das setlutiDdige BescbweMerecht zn. Dtaebeo siebt dem 
zuitüBdigea Jugmdunt dai BÜelrwerdateeht zu. 

Die Betchwerd« ist ianwiulb von einem Monat bei dem AmtsgerioM- Ftuanilienaenebt - Lubben. Ceri«ht$«tral!te 
2-3,15907 Lübben «hiswU^en. 

Di« Frist begiflst mit der tehtiMichen Bekanatcabe der Entsdicidvmg. 



30 F 200/12 -16-

Die Baschwde wird durch Einrtichunj eiaer Beschwwdeschrift oderzyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA zat Niederschrift der Geschäftsstelle des 
genannten Gerichtes erngelegt, 

Die BesdtNverde «ut« die Beswiehmmg di» •ngefoohteoen Beschlu«««i Krwie die ErkUrung tntbiUen, dsss 
Beschweide gqen dieses Besehhis» eingelejt wird. Sie ist vom Beichwerdeahrer oder »eiiieffl 
BevoUmäehtiglen zu unterzeichnen. 

Die Besehwerde soll begründet werden. 

Staudier 

GES BMTS e i TEN 1 8 


